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Zwanzig Jahre nach dem Volksnein zum EWR-Beitritt kreuzen
SVP-Vordenker Christoph Blocher und der frühere FDP-Präsident
Franz Steinegger erneut die Klingen.

Die Kontrahenten von damals streiten immer noch engagiert
EUROPA-POLITIK 20 JAHRE NACH DEM EWR-NEIN

Herr Steinegger, Sie haben sich
1992 als FDP-Präsident mit Ver-
ve für den EWR-Beitritt einge-
setzt. Das Stimmvolk sagte aber
Nein. Sind Sie heute mit dem
Resultat trotzdem zufrieden?
Franz Steinegger: 1992 kursier-
ten beängstigende Untergangs-
szenarien. Doch aus heutiger
Sicht ist es gut herausgekommen.
So haben wir nun mit dem Zu-
gang zum EU-Binnenmarkt eine
ähnliche Situation, wie wenn das
Volk 1992 Ja gesagt hätte. Der
Grund: Viele Elemente aus dem
EWR sind in die heutigen bilate-
ralen Verträge eingeflossen.
Herr Blocher, wie beurteilen Sie
die Entwicklung seit dem EWR-
Nein?
Christoph Blocher: Der EWR
hätte uns verpflichtet, das bis-
herige wie auch das zukünftige

Recht der EU ohne Mitbestim-
mung zu übernehmen. Das wäre
ein klassischer Kolonialvertrag
gewesen. Der Bundesrat schrieb
damals in der Botschaft, der
EWR-Beitritt sei nur eine Etappe
hin zum EU-Beitritt. Hätte das
Schweizervolk 1992 Ja gesagt
zum EWR-Beitritt, wären wir
heute in der EU. Deshalb war die-
ser Abstimmungskampf derart
wichtig. Und alle Parteien – auch
die Freisinnigen – waren leider
stets für den EU-Beitritt.
Steinegger: Als Privatperson
Steinegger war ich nie für den
EU-Beitritt.
Blocher, lachend: Aber die FDP
war dafür. Dann hättest du eine
eigene Partei gründen sollen –
die Steinegger-Partei . . .
Steinegger: Du musst jetzt nicht
solchen Unsinn erzählen. Es war

auch nicht ein Schreiben des
Bundesrats ans Parlament, son-
dern es war eine Erklärung am
18. Mai 1992, als der Bundesrat
beschlossen hatte, bei der EU das
Gesuch um Aufnahme von Bei-
trittsverhandlungen einzurei-
chen. Damit ist aus der EWR- ei-
ne EU-Diskussion entstanden.
Und was war letztlich der Grund
für das Nein der Schweizerinnen
und Schweizer?
Steinegger: Im Vorfeld der EWR-
Abstimmung fand landauf, land-
ab nur noch eine EU-Beitritts-
Debatte statt. Die Gegner wie die
SVP haben das natürlich geför-
dert. Über den EWR wurde kaum
noch diskutiert. Aber abgesehen
davon war übrigens auch Chris-
toph Blocher lange Zeit unsicher,
wann er gegen den EU-Beitritt
vorgehen könnte. Erst mit dem
erwähnten Bundesratsentscheid
öffnete sich für ihn ein Einfalls-
tor.
Der EWR ist also nur gescheitert,
weil darüber keine richtige
Debatte geführt worden war?
Steinegger: Ja, ohne EU-Bei-
tritts-Gesuch hätte es für den
EWR ein Volksmehr gegeben.
Blocher: Der Bundesrat schrieb
in der Gesetzesbotschaft: Der
EWR sei keine selbstständige In-
stitution, in der die Schweiz blei-
ben könne, sondern eine erste
Etappe hin zum EU-Beitritt.
Aber das Beitrittsgesuch – hier
hat Franz Steinegger recht – hat
diese Absicht transparent ge-
macht. EU und EWR lassen sich
ohnehin nicht trennen. Der
EWR-Vertrag wäre für die
Schweiz sogar noch unwürdiger
gewesen als ein EU-Beitritt. Im
Gegensatz zum EWR könnte die
Schweiz in der EU immerhin mit-

bestimmen oder sich querstellen
– wobei dazu wohl der Mut feh-
len würde.
Steinegger: Die Hürde EU war
für manche Länder zu hoch, des-
halb halte ich im Gegensatz zu
Christoph Blocher die Unter-
scheidung von EWR und EU
für sinnvoll. Ich erinnere an Nor-
wegen.
Blocher: Alle Regierungen, die
den EWR unterzeichneten, er-
klärten, der EU-Beitritt sei un-
vermeidlich . . .
Steinegger: . . . und haben in
Volksabstimmungen verloren . . .
Blocher: . . . das gilt nur für ein
einziges Land, nämlich Norwe-
gen. In Norwegen beschloss die
Regierung den EWR-Beitritt, oh-
ne das Volk zu fragen. Den EU-
Beitritt lehnte das Stimmvolk
dann zweimal ab. Jetzt ist es im
EWR gefangen. Alle anderen
Regierungen setzten jedoch den
EU-Beitritt durch, so wie es da-
mals auch der Bundesrat beab-
sichtigt hatte. Die Schweiz steht
heute so gut da, weil sie den
EWR-Beitritt abgelehnt hat.
Sie waren bei der Frage des
EU-Beitritts lange Zeit unsicher,
sagt Franz Steinegger.
Blocher: Ich weiss nicht genau,
was er damit meint. Ich habe im
Parlament den EWR klar be-
kämpft. Natürlich war ich zeit-
weise unsicher, ob meine Pro-
gnosen richtig sind, weil die gan-
ze Classe politique das Gegenteil
behauptete und meinte, ohne
EWR gehe die Schweiz unter.
Steinegger: Die Sicherheit ist
erst entstanden, nachdem der
Bundesrat den EWR- und den
EU-Beitritt verknüpft hat.
Blocher: Nein, nein. Schon im Ja-
nuar 1992 waren wir eine kleine

Gruppe von wenigen Personen,
die schon damals entschlossen
war, den Kampf zu führen, selbst
wenn wir die gesamte Presse ge-
gen uns haben würden. Die Grup-
pe ist dann grösser geworden.
Herr Steinegger, ist der EWR
nicht an den Grünen gescheitert,
die damals unter ihrer Prä-
sidentin Verena Diener die
Nein-Parole fassten und so
das linke Lager spalteten?
Steinegger: Das mag eine Rolle
gespielt haben. Der entscheiden-
de Punkt war aber, dass EWR-
und EU-Beitritt vermischt wur-
den, wie das auch Christoph Blo-
cher jetzt bereits wieder gemacht
hat. Das ist die seine Agitations-
grundlage.
Blocher: Ich verbitte mir den

Ausdruck «Agitation». Das trifft
wenn schon auf die Befürworter-
seite zu – wobei ich Franz Stein-
egger davon ausnehme. Es ist ja
unglaublich, was da gesagt wor-
den ist. Der damalige schweizeri-
sche Chefunterhändler Franz
Blankart meinte zum Beispiel,
dass schon fünf Jahre nach einem
EWR-Nein die Schweiz – völlig
verarmt – die EU auf den Knien
um einen Beitritt anflehen müs-
se. Das ist Agitation. Zudem gehe
ich davon aus, dass wir nicht we-
gen, sondern eher trotz der Grü-
nen die EWR-Abstimmung ge-
wonnen haben.
EU-Vizeparlamentspräsident
Othmar Karas stellte im Inter-
view mit dieser Zeitung fest,
dass nebst seinem Heimatland
Österreich auch die anderen
EU-Mitgliedsstaaten seit Jahren
ein höheres Wirtschafts-
wachstum ausweisen als die
Schweiz. Herr Blocher, hat die
Schweiz eine Chance verpasst?
Blocher: Diese halten das Wirt-
schaftswachstum für dringend
nötig. Doch wie sieht es dort aus
mit dem Wohlstand? Es gibt nie-
mand, der sagt, es gehe irgend-
einem anderen Land besser als
der Schweiz. Als Österreich den
EWR- und folgerichtig auch den
EU-Beitritt beschloss, war das
Land nicht international ausge-
richtet wie die Schweiz. Zweitens
profitiert Österreich stark vom
Handel mit Ostländern.
Es geht nicht nur um Österreich.
Blocher: Ich habe Mühe mit
Wachstumsvergleichen. Bei Spa-
nien ist das starke ungesunde
Wachstum der 90er-Jahre die
Ursache für die jetzige Krise. Es
ist doch keine Kunst, mit faulen
Krediten vorübergehend ein ho-

hes Wachstum zu erzielen, oder
mit zu tiefen Zinsen, die der wirt-
schaftlichen Realität nicht ent-
sprechen. So erhielten die Staa-
ten aber früher oder später die
Quittung. Heute wollen alle in
der Schweiz arbeiten, weil wir
hier bessere Verhältnisse haben.
Mit einem EWR/EU-Beitritt
wäre die Schweiz jedoch ge-
schwächt.
Tatsächlich?
Steinegger: Wer heute behaup-
tet, die Schweiz hätte gegenüber
den europäischen Nachbarlän-
dern einen wirtschaftlichen
Nachteil, der liegt falsch. Anfang
der 90er-Jahre war die Schweiz
aber mit fünf Prozent Arbeitslo-
sigkeit in einer Rezession. Trotz
EWR-Nein stieg die Arbeitslosig-
keit bis 1997 weiter an. Erst ab
1998 setzte die Erholung ein. Der
gute Zustand ist vor allem den bi-
lateralen Verträgen zu verdan-
ken. Damit konnten wir die wirt-
schaftlichen Beziehungen zu
unserem grössten Wirtschafts-
partner Deutschland auf solide
Grundlagen stellen.
Derzeit erhöht die EU bei den
bilateralen Verträgen den Druck
wegen institutioneller Pro-
bleme. Glauben Sie, dass
der bilaterale Weg bald einmal
am Ende ist?
Steinegger: Ich bin der Meinung,
dass wir aufgrund mehrerer
Volksabstimmungen einen kla-
ren Auftrag haben. Ich spreche
nicht nur vom EWR-Beitritt von
1992, sondern auch von den Fol-
geabstimmungen wie zum Bei-
spiel der Erweiterung auf die
EU8, bei denen sich das Stimm-
volk stets gegen die SVP ausge-
sprochen hat. Ich glaube, es ist
zu früh, das Ende der Bilateralen
herbeizureden. Am lautesten tun
dies die Euroturbos, die den bi-
lateralen Weg aufgeben wollen,
um der EU beitreten zu können.
So wie ich informiert bin, gibt
es durchaus Spielräume, die
Probleme bei den Bilateralen zu
lösen.
Blocher: Es gibt keinen bilatera-
len Vertrag, der für uns der Tod
gewesen wäre, wenn wir ihn

nicht abgeschlossen hätten. Und
mit dem für die EU wichtigen
Verkehrsvertrag haben wir heute
sogar ein Pfand in der Hand.
Franz Steinegger kommt aus dem
Kanton Uri. Dort ist der Gott-
hard, der für die EU lebenswich-
tig ist. Das habe ich auch erst 1989
begriffen, als Oberitalien nach
einem Unwetter in Uri Versor-
gungsschwierigkeiten hatte. Die-
sen Trumpf müssen wir behalten.
Könnte die Schweiz auch auf
die Personenfreizügigkeit
verzichten, Herr Blocher?
Blocher: Die Schweiz hat immer
alle Leute bekommen, die sie be-
nötigte. Auch ohne Personenfrei-
zügigkeit kämen die Leute zu uns.
Nur die Zuwanderung ins Sozial-
system wäre kleiner. Ich sage
nicht, die Schweiz müsse keine
Rücksicht auf die EU nehmen. Al-
so muss man eine Lösung suchen
– ohne Euphorie. Davon bin ich
heute noch überzeugter als 1992.
In der EWR-Abstimmungs-
Kampagne warnte die SVP 1992
vor tieferen Löhnen und mehr
Arbeitslosigkeit. Hat sich diese
Befürchtung mit der Personen-
freizügigkeit bewahrheitet?
Blocher: Der freie Personenver-
kehr führt zu einer Nivellierung
der Löhne, das ist unbestritten.
Derzeit geht es der Wirtschaft
gut. Wenn es ihr wieder schlech-
ter geht, werden wir eine stark er-
höhte Arbeitslosigkeit haben.
Herr Steinegger, überwiegen
die Vorteile der Personen-
freizügigkeit?
Steinegger: Ich bin überzeugt,
dass sie eindeutig überwiegen.
Das stellt jeder fest, der sich un-
ter Spezialisten, im Tourismus
oder im mittleren Management
umsieht. Besonders in technisch
hochstehenden Bereichen wäre
es nicht möglich gewesen, ohne
ausländische Arbeitskräfte die
hohen Schweizer Standards zu
halten.
Blocher: Die hätten wir auch oh-
ne Personenfreizügigkeit halten
können, jedoch ohne zusätzliche
Belastung unserer Sozialsystems.
Laut Christoph Blocher hat die
die Schweiz zumindest einen

wichtigen Trumpf in der Hand.
Wer ist stärker auf den anderen
angewiesen, Herr Steinegger,
die Schweiz oder die EU?
Steinegger: Es geht nicht darum,
wer am längeren Hebel ist, son-
dern es geht um Interessen. Ich
neige zur Auffassung, dass sich
die gegenseitigen Interessen die
Waage halten. Die EU hat aber
das Problem, dass sie in einigen
Ländern sehr stark infrage ge-
stellt wird und dort ähnliche
Probleme wie mit der Schweiz
bekommen könnte. Ein Beispiel
dafür ist Österreich. Deshalb
agiert die EU gegenüber der
Schweiz zurückhaltend.
Herr Blocher, wie beurteilen Sie
die Rolle des freisinnigen Aus-
senministers Didier Burkhalter?
Was ist seine Strategie?
Blocher: Die Strategie des Bun-
desrats hat sich nicht verändert:
Vordergründig setzt er sich für
die bilateralen Verträge ein, aber
sein Ziel ist der EU-Beitritt. An-
gesichts des Widerstandes in der
Bevölkerung versucht man das
EU-Beitritts-Ziel zu verschwei-
gen. Auch in der Bundesverwal-
tung. Es ist unglaublich, was für
ein Druck hier aufgebaut wird,
damit wir durch die Hintertür
der EU beitreten. Das gilt auch
für Didier Burkhalter.
Steinegger: Das muss man ein
wenig realistischer sehen. Heute
weiss jedermann, dass es für ei-
nen EU-Beitritt keine Volks-
mehrheit gibt. Deshalb wäre es
fahrlässig, eine Strategie zu fah-
ren, mit der man innenpolitisch
an die Wand fährt. So schlau ist
der Bundesrat, dass er nicht
mit einer versteckten Agenda
in Brüssel verhandelt.
Vertreten Sie eine unrealistische
Sichtweise, Herr Blocher?
Blocher: Nein. Ich teile die Auf-
fassung von Franz Steinegger: So
dumm ist der Bundesrat tatsäch-
lich nicht. Aber er versucht einen
Weg über die Hintertür zu fin-
den. Er schliesst mit der EU so
viele Verträge mit institutionel-
ler Bindung ab, bis es klüger ist,
der EU ganz beizutreten, weil wir
sonst dasselbe haben – nur ohne

Mitbestimmungsrecht. Das ist
die grosse Gefahr. Das EU-Bei-
tritts-Gesuch liegt nun seit
zwanzig Jahren in Brüssel.
Steinegger: Ein Assoziationsge-
such modert seit vierzig Jahren
in einer Brüsseler Schublade.
Dem würde ich nun wirklich
nicht viel Gewicht beimessen.
Herr Steinegger, Sie sind also
nicht der Meinung, dass
Bundesrat und Verwaltung
heimlich auf einen EU-Beitritt
hinarbeiten?
Steinegger: Es war tatsächlich so,
dass Bundesrat und Verwaltung
den Volksentscheid von 1992 lan-
ge Zeit nicht wahrhaben wollten.
Trotz Volksnein versuchten sie
jahrelang doch noch einen EU-
Beitritt durchzuboxen. Aber heu-
te ist das nicht mehr der Fall.
Blocher: Da liegt immer noch
dieses verflixte Gesuch für einen
EU-Beitritt in Brüssel. Das si-
gnalisiert doch, dass die Schweiz
an der EU interessiert ist. Es wäre
wichtig, dass der Bundesrat das
Gesuch zurückzieht und der EU
deutlich sagt, dass wir über alles
diskutieren können, nur nicht
über die Preisgabe der Souverä-
nität der Schweiz. Das heisst, we-
der EWR- noch EU-Beitritt kom-
men infrage.
Würden Sie mit der EU auch über
fremde Richter diskutieren, die
bei institutionellen Problemen

zwischen der Schweiz und der
EU entscheiden könnten?
Blocher: Mit einem Schiedsge-
richt für technische Verträge
könnte ich sogar gut leben. Wenn
dieses zum Beispiel aus je zwei
Richtern aus der Schweiz und der
EU bestehen würde, die gemein-
sam einen Präsidenten wählen.
Für sektorielle technische Fra-
gen – namentlich für kündbare
Verträge – wäre dies durchaus ein
gangbarer Weg. Aber wir wollen
und können nicht Institutionen
und Gerichtsbarkeit prinzipiell
übernehmen.
Herr Steinegger, wäre die SVP
heute ohne EWR-Abstimmung
ebenso stark?
Steinegger: Das war die Basis für
das Erstarken der SVP. Seit 1992
führen wir eine EU-Diskussion.
Wenn 50 Prozent oder mehr
Stimmbürger gegen einen EU-
Beitritt sind, so ist das ein wichti-
ges Segment, das Parteien bear-
beiten können. Die anderen Par-
teien haben es nicht bewirtschaf-
tet, weil sie formell oder halb-
wegs der EU beitreten wollten.
Dieses Reservoir hat sich die SVP
gut erschlossen.
Blocher: Bis in die 80er-Jahre
trat das bürgerlich-konservative
Lager sehr geschlossen auf. Nach
dem Fall der Berliner Mauer kam
eine neue Mentalität auf – Gren-
zen sollten keine Rolle mehr
spielen, niemand rechnete mehr
mit Krieg. Die Classe politique
machte die Schweiz schlecht.
Heute ist man wieder etwas be-
scheidener. Das Bewusstsein für
das Kriegsrisiko hat ebenso zu-
genommen wie das Bewusstsein
für die Souveränität.
Es scheint, als ob die FDP bei
diesem Thema nie richtig Tritt
fassen konnte.
Steinegger: Das ist schon richtig.
1995 beschloss die FDP-Dele-
giertenversammlung mithilfe der
Westschweizer und der Jungfrei-
sinnigen den EU-Beitritt. Das
war problematisch, weil der Ent-
scheid gegen Geschäftsleitung
und Fraktion ging.

Moderation: Bernhard Kislig

SERIE
Zwanzig Jahre EWR-Nein
Nach einem hochemotionalen
Abstimmungskampf lehnte
das Schweizer Volk vor zwanzig
Jahren den Beitritt zum Euro-
päischen Wirtschaftsraum
(EWR) hauchdünn ab. Mit einer
kleinen Artikelserie blicken wir
auf diesen epochalen Urnen-
gang vom 6.Dezember 1992
zurück, dessen Auswirkungen
bisheutespürbarsind.DieSerie
beginntheutemiteinemStreit-
gespräch zwischen SVP-Über-
vater Christoph Blocher, der da-
mals die Auns gründete und
den EWR-Beitritt bodigte. Sein
bürgerlicher Gegenspieler ist
wie damals der Urner Rechts-
anwalt Franz Steinegger, der
vor zwanzig Jahren die FDP prä-
sidierte. pem/ki

BIEL

Gedenkanlass Zwanzig Jahre
sind verstrichen, seit das Stimm-
volk den EWR-Beitritt an der Urne
verworfen hat. Für die SVP, die
Auns und weitere ihnen naheste-
hende Organisationen ist dies ein
Grund zum Feiern: Morgen Sonn-
tag laden sie deshalb ab 14 Uhr
auf dem Bieler Strandboden zu
einem Gedenkanlass, an dem un-
ter anderen Christoph Blocher
auftritt. Vielleicht wird der Anlass
nicht ohne Zwischentöne vons-
tattengehen – die linksalternative
Website Indymedia hat auch
auf den Anlass hingewiesen. ki

Christoph Blocher: Mit dem EWR-Beitritt hätte die Schweiz einen
«klassischen Kolonialvertrag» übernehmen müssen. Tanja Demarmels/Ex-Press

Franz Steinegger: «Ohne EU-Beitrittsgesuch des Bundesrats hätte es
für den EWR ein Volksmehr gegeben.» Keystone

Christoph Blocher nahm es 1992 als Anführer der EWR-Gegner
im Abstimmungskampf auch mit mehreren Leuten auf. Keystone

Betretene Gesichter im Bundesrat nach dem Volksnein zum EWR – die
Regierung wollte nicht nur in den EWR, sondern auch in die EU. Keystone

Im Abstimmungskampf verwendeten die EWR-Gegner
deutliche Worte und Symbole. Keystone

Für Blocher und seine Partei war die EWR-Nein-Kampagne der Beginn
einer Erfolgsgeschichte. Keystone

Ein EWR-Beitritt ist in der
Schweiz weiterhin chancenlos
– die Mehrheit bevorzugt
den bilateralen Weg.

Vor zwanzig Jahren lehnte das
Schweizer Stimmvolk den Beitritt
zum Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR) mit 50,3 Prozent
knapp ab. Heute schätzen 54 Pro-
zent das damalige Abstimmungs-
resultat positiv ein, nur 23 Prozent
finden es schlecht. Das ergab eine
gestern publizierte Umfrage des

Forschungsinstituts GfS Bern un-
ter 1206 Stimmberechtigten. Noch
chancenloser ist der EU-Beitritt:
Nur 6 Prozent der Befragten sehen
diesen als Priorität. Aber auch ein
Alleingang steht nur für 10 Prozent
im Vordergrund. Unbestrittener
Königsweg bleibt der Bilateralis-
mus, den 62 Prozent unterstützen.
Auch die Personenfreizügigkeit
beurteilen 60 Prozent als positiv.
Zugleich bereiten die Folgen dieser
Zuwanderung aber einer deutli-
chen Mehrheit Sorgen. Die Forde-

rung der EU, dass die Schweiz
künftig automatisch EU-Recht
übernehmen soll, wird kontrovers
beurteilt: 41 Prozent finden, die
Schweiz sollte lieber die Abschot-
tung vom EU-Binnenmarkt in
Kauf nehmen als einen Souveräni-
tätsverlust. 43 Prozent denken
dagegen, dass die ökonomischen
Vorteile die Nachteile überwiegen.

Auch Didier Burkhalter äusserte
sich gestern zur Europapolitik. Zu
sagen hatte der Aussenminister
freilich nichts, was nicht schon be-

kannt ist. Er bekräftigte nur, dass
der Bundesrat am Bilateralismus
festhalte. Das sei der bewährte
Weg, für den es sich zu kämpfen
lohne. Denn er garantiere Stabili-
tät und Zusammenhalt im Land.
Den Rest seines bizarren Auftritts
bestritt Burkhalter mit einem
langfädigen Resümee der bisheri-
gen Ereignisse. Seine Antwort zur
Frage, warum er dafür extra eine
Pressekonferenz einberufen habe:
«Weil ich es wollte.» Etwas Neues
gebe es aber tatsächlich nicht. pem

Mehrheit will auf bilateralem Weg bleiben

«Auch ohne Per-
sonenfreizügigkeit
kämen die Leute
zu uns. Nur die
Zuwanderung
ins Sozialsystem
wäre kleiner.»

Christoph Blocher

«Besonders
in technisch
hochstehenden
Bereichen wäre es
ohne Personen-
freizügigkeit nicht
möglich gewesen,
die hohen Schweizer
Standards
zu halten.»

Franz Steinegger
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